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Inflation, Löhne und Politik 
Ursachen und Wirkungen der Inflation, staatliche Entlas-
tungsmaßnahmen, Steuer- und Tarifpolitik 

                    

 

Inflation und Konjunktur 

Das Leben wird teurer. Kassiererinnen, Kran-

kenpfleger und Postboten müssen beim Einkau-

fen, Heizen und Tanken immer tiefer in die Tasche 

greifen.  

Für Sonnenblumenöl, Butter, Nudeln und Eier 

geben die Verbraucher heute zwischen einem 

Drittel und über die Hälfte mehr aus. Insgesamt 

sind Nahrungsmittel ein Fünftel teurer als vor ei-

nem Jahr. Die Preise für Öl, Gas und Kohle sind seit 

dem russischen Angriff auf die Ukraine explodiert. 

Die Heizöl- und Gaspreise haben sich gegenüber 

2021 mehr als verdoppelt, bei Gas stehen weitere 

Erhöhungen bevor. In den Herbst- und Wintermo-

naten sind die jährlichen Abschlagszahlungen fäl-

lig. Viele Familien müssen dann einige 1000 Euro 

im Jahr mehr an ihren Energieversorger überwei-

sen.  

Die Verbraucherpreise werden in den Winter-

monaten um vermutlich zehn Prozent steigen (im 

Vorjahresmonatsvergleich). Für das gesamte Jahr 

2022 erwartet uns ein Preiszuwachs von über acht 
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Prozent. Das ist die stärkste Teuerung seit 40 Jah-

ren.  

Im nächsten Jahr wird die Inflation mit hoher 

Wahrscheinlich-

keit auf hohem 

Niveau von sechs 

bis acht Prozent 

verharren. Durch 

eine Gas- und Strompreisbremse könnte sie etwas 

abgemildert werden. Erst 2024 dürfte sich der 

starke Preisschub wieder abschwächen. Nach ak-

tuellen Schätzungen könnten die Preise dann um 

nur noch zwei bis drei Prozent steigen. 

Die hohen Preise belasten die wirtschaftliche 

Entwicklung. Teures Öl und Gas schwächen die 

Kaufkraft der privaten Haushalte und erhöhen die 

Energiekosten der Unternehmen. Die Einfuhr von 

Öl, Gas und Kohle aus dem Ausland kostet die 

deutsche Volkswirtschaft inzwischen rund 280 

Mrd. Euro im Jahr.   

Deswegen haben sich in den vergangenen 

Monaten die Wirtschaftslage und die Aussichten 

für die kommenden Monate immer weiter ver-

schlechtert. Aktuell müssen wir davon ausgehen, 

dass die heimische Wirtschaftsleistung in den 

nächsten Monaten bis weit ins nächste Jahr hinein 

schrumpfen wird. Dieses Jahr wird die Wirtschaft 

zwar noch um über ein Prozent wachsen. Für das 

kommende Jahr gehen die aktuellen Prognosen 

davon aus, dass die Wirtschaftsleistung um etwa 

ein halbes Prozent zurückgehen wird. Wie stark 

der Wachstumsmotor im nächsten Jahr gedrosselt 

wird, ist auch abhängig von der nationalen Wirt-

schaftspolitik und der Lohnentwicklung. Ein gutes 

Krisenmanagement und steigende Reallöhne kön-

nen maßgeblich dazu beitragen, dass die Kon-

junktur schnell wieder anzieht. Wenn im Winter 

» Die Preise werden auch 
2023 kräftig steigen. 
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aber das Gas knapp werden sollte, droht der 

Wachstumsmotor aufgrund von Produktions-

stopps noch stärker abgewürgt zu werden. 

Soziale Schieflage der Infla-
tion 

Die Inflation trifft nicht alle Menschen gleich. Die 

steigenden Preise belasten Familien und Paare mit 

mittleren Einkommen sowie Geringverdienende 

und Bedürftige besonders stark.  

Haushalte mit geringerem Einkommen und 

auch die Mittelschicht geben einen großen Teil ih-

res Nettoeinkommens für Haushaltsenergie, Nahr-

ungsmittel und Fahrzeugkraftstoffe aus. Allein 

die steigenden Energiekosten belasten ein Paar 

mit zwei Kindern und einem monatlichen Netto-

einkommen zwischen 2000 und 2600 Euro im 

Durchschnitt 

um zusätzlich 

1120 Euro im 

Jahr. Alleinle-

bende mit einem Nettoeinkommen von weniger 

als 900 Euro müssen rund 40 Euro mehr im Monat 

für Heizung und Strom ausgeben. Einkommens-

schwache Haushalte haben aber keine Spargro-

schen, um die Preissteigerungen kurzfristig auszu-

gleichen. Folglich müssen sie die Heizung herun-

terdrehen und den Gürtel enger schnallen. 

» Die Inflation trifft Gering-
verdienende und Mittel-
schicht besonders hart. 
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Wer hingegen einen dicken Geldbeutel hat, 

gibt nur einen geringen Teil seines Nettoeinkom-

mens für Kraftstoff-, Haushaltsenergie- und Nah-

rungsmittel aus und verfügt über finanzielle Re-

serven. Und wer in einem modernen Niedrigener-

giehaus wohnt und mit dem Fahrrad zur Arbeit 

fahren kann, spürt die Inflation ebenfalls erheb-

lich weniger. 

Warum klettern die Preise? 

Die größten Inflationstreiber sind der russische 

Angriffskrieg und gedrosselte russische Gasliefe-

rungen vor dem Hintergrund der US- und EU-

Sanktionen, die Preistreiberei marktmächtiger 

Konzerne sowie Nachwirkungen der Corona-Pan-

demie mit anhaltenden globale Lieferketten- und 

Materialengpässen.  

Durch den Rückgang der Energielieferungen 

aus Russland verknappte sich das Angebot an Gas, 

Öl und Kohle für Europa. Bei anhaltend hoher 

Energienachfrage schossen die Preise durch die 

Decke. Die Hälfte der aktuellen Inflation resultiert 

aus steigenden Öl-, Gas- und Benzin- sowie Strom-

preisen, wobei allein die Gaspreisentwicklung ein 

Drittel der Inflationsrate erklärt.  

Der durchschnittliche Gaspreis liegt aktuell 

bei 15 Cent pro Kilowattstunde, nach etwa 7 Cent 

2021. Bei Neuverträgen werden heute bereits 35 

Cent aufgerufen. Für 2023 wird ein Anstieg auf 

mindestens 22 Cent erwartet. Dies wäre eine Ver-

dreifachung gegenüber 2021.  

Wie schnell und stark sich dieser rasante An-

stieg der Gaspreise bei den einzelnen Haushalten 

niederschlägt, ist abhängig von den jeweiligen 

Energieversorgern und den Verträgen der Haus-
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halte mit ihnen. In den Herbst- und Wintermona-

ten 2022 erhalten die Haushalte ihre neuen Heiz- 

und Stromabrechnungen. Auf Millionen Haus-

halte kommen jetzt Nachzahlungen und deutlich 

höhere monatliche Abschlagszahlungen zu. 

Gleichzeitig steigen die Energiekosten der Unter-

nehmen. Viele kleinere und mittlere energieinten-

sive Betriebe, deren Produktion von Gas abhängig 

ist, kämpfen mit einer Kostenlawine. Auch Kran-

kenhäuser, Altenheime und andere Einrichtungen 

haben enorme Kostensteigerungen. 

Der Energiepreisboom ist aber nicht nur auf 

die Verknappung fossiler Brennstoffe zurückzu-

führen. Auch die Preispolitik mächtiger Konzerne 

heizt die Inflation kräftig an. Große Unternehmen 

können aufgrund ihrer Marktmacht auch in wirt-

schaftlich schwierigen Zeiten abkassieren. Unter 

dem Schutzmantel allgemeiner Preissteigerungen 

erweitern sie ihre Gewinnmargen.  

Das gilt besonders für Big Öl. Fünf große Mi-

neralölkonzerne machten zwischen April und Juni 

dieses Jahres rund 50 Milliarden Euro Gewinn – 

fast dreimal so viel wie im entsprechenden Vorjah-

reszeitraum. Chevron und Exxon Mobil vervier-

fachten ih-

ren Profit. 

Diese Krisen-

gewinne hei-

zen die Infla-

tion an. In den USA erklären die wachsenden Un-

ternehmensprofite über die Hälfte des Preisan-

stiegs. Eine Gewinn-Preis-Spirale verteuert somit 

das Leben. 

Erschwerend hinzu kommt, dass auch Liefer- 

und Materialengpässe die Preise klettern lassen. 

So hat die gesundheitspolitisch bedingte Schlie-

ßung chinesischer Häfen und Produktionsstätten – 

Zero-Covid-Politik - zu einem Mangel an Vorpro-

dukten geführt. Folglich stiegen die Preise von 

Halbleitern, Baustoffen und chemischen Erzeug-

nissen. 

Keine Inflationstreiber sind hingegen stei-

gende Staatsausgaben, die Geldpolitik der Euro-

päischen Zentralbank und die Tarifpolitik der Ge-

werkschaften.  

Die heutige Inflation wird nicht von steigen-

den Staatsausgaben angetrieben. In unserer 

Volkswirtschaft haben Investitionen und Konsum 

noch nicht einmal das Vorkrisenniveau erreicht. 

Deswegen schiebt eine höhere Staatsnachfrage 

aktuell auch nicht die Preise an. Im Gegenteil: Der 

Tankrabatt und das 9-Euro-Ticket haben die Infla-

tionsrate im Sommer dieses Jahres gesenkt. 

Entgegen einem weit verbreiteten Vorurteil 

ließen auch die europäischen Währungshüter mit 

ihrer lockeren Geldpolitik die Preise nicht galop-

pieren. Die aktuelle Inflation speist sich maßgeb-

lich aus hohen Energiepreisen und Lieferketten-

problemen, die ihren Ursprung nicht in Europa ha-

ben. Die Notenbanker sollten diese importierte In-

flation nicht mit höheren Zinsen bekämpfen. 

Und auch die Gewerkschaften sind für die 

steigenden Preise nicht verantwortlich. 

Die Mär von der „Lohn-
Preis-Spirale“ 

Arbeitgeber und wirtschaftsliberale Ökono-

men warnen immer wieder vor einer drohenden 

Lohn-Preis-Spirale. Hier wird ein Schreckgespenst 

an die Wand gemalt.  

Von der aktuellen schwachen Lohnentwick-

lung geht überhaupt kein Preisdruck aus. Letztes 

Jahr stiegen die Tariflöhne nur um 1,7 Prozent. 

Folglich mussten die Beschäftigten – bei 3,1 Pro-

zent Inflation – einen erheblichen Reallohnverlust 

» Inflationstreiber sind der 
Krieg, die Sanktionen und 
die Preistreiberei markt-
mächtiger Unternehmen.  
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von 1,4 Prozent hinnehmen. Das geringe Tarif-

lohnplus war dem schwierigen wirtschaftlichen 

Umfeld der Pandemie geschuldet. Im laufenden 

Jahr wird ein Tariflohnplus von durchschnittlich 

drei Prozent er-

wartet. Folglich 

werden die Re-

allöhne erneut 

und noch stär-

ker, um etwa 5 Prozent sinken. Eine Lohn-Preis-

Spirale ist weit und breit nicht in Sicht. Daran än-

dern auch die Tarifforderungen von IG Metall und 

ver.di für Tarifrunden der Metall- und Elektroin-

dustrie und des öffentlichen Dienstes nichts. 
Die hohe Inflation ist überwiegend impor-

tiert. Das Geld fließt an ausländische Lieferanten 

und Händler von Öl, Gas und anderen Importgü-

tern. Zudem fahren Energiekonzerne und Strom-

produzenten hohe Extraprofite ein.  

Der Begriff der Lohn-Preis-Spirale ist ohnehin 

irreführend. Einen Automatismus zwischen stei-

genden Löhnen und Preisen gibt es nicht. Für die 

Preise sind allein die Unternehmen verantwort-

lich. Wenn Löhne und somit Arbeitskosten stärker 

als die Produktivität steigen, erhöhen Unterneh-

men ihre Preise – vorausgesetzt der Wettbewerb 

lässt das zu -, um zu verhindern, dass ihre Gewinn-

marge schrumpft. Sie könnten aber auch mit nied-

rigeren Gewinnen wirtschaften.  

Es geht jetzt um die Frage, ob die massiven 

und für viele unbezahlbaren Preissteigerungen 

überwiegend auf die von Löhnen und Sozialein-

kommen abhängigen Menschen abgewälzt wer-

den oder ob die finanzstarken Unternehmen und 

» Es gibt keinen Automatis-
mus zwischen steigenden 
Löhnen und Preisen. 
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der Staat einen möglichst großen Anteil der Kos-

ten tragen. 

 Staatliche Entlastungspa-
kete und Abwehrschirm 

In vielen Branchen stehen in den nächsten 

Monaten keine Lohnverhandlungen an. Folglich 

wird die Tarifpolitik allein die steigenden Lebens-

haltungskosten gesamtwirtschaftlich nicht voll-

ständig ausgleichen können. Hier ist zusätzlich po-

litisches Handeln gefordert. Die Bundesregierung 

muss stark belastete und verwundbare Bevölke-

rungsgruppen vor hohen Energiepreisen schüt-

zen. 

Die Ampel-Koalition hat drei Entlastungpa-

kete im Umfang von 95 Mrd. Euro geschnürt. Da-

bei wurden einige gewerkschaftlichen Forderun-

gen berücksichtigt. Für Bedürftige wird die 

Grundsicherung bzw. das neue Bürgergeld um 

monatlich 53 Euro erhöht- was keine reale Verbes-

serung bedeutet, gefordert waren 200 Euro. Ge-

ringverdienende sollen mit Einmalzahlungen und 

Heizkostenzuschüssen vor Energiearmut ge-

schützt werden. Das Wohngeld wird ausgeweitet. 

Familien und Arbeitnehmerhaushalte werden 

durch Steuersenkungen, Kinderbonus und Ener-

giepausschale entlastet.  

Die Bilanz der rot-grün-gelben Entlastungs-

politik fällt gemischt aus. Die ersten beiden Ent-

lastungspakete unterstützen besonders Alleiner-

ziehende und Familien mit zwei Kindern sowie al-

leinlebende Geringverdiener. Senioren mit kleiner 

Rente und Studierende fielen anfangs noch durch 

den Rost. Hier wurde aber mit einem dritten Ent-

lastungspaket nachgebessert.  

Die Entlastungspakete enthalten dutzende 

Einzelmaßnahmen. Einige Entlastungsmaßnah-

men sind nicht zielgenau. Die – ohnehin anstehen-

den und keine besondere Entlastung darstellen-

den - Steuersenkungen und der Tankrabatt sind 

Entlastungspolitik mit der Gießkanne. Besserver-

dienende und Reiche werden entlastet, obwohl 

sie die Preissteigerungen auch ohne Staatshilfen 

bewältigen könnten. Bedürftige werden hinge-

gen zu wenig unterstützt.  

Ein weiteres Problem der Entlastungspolitik 

ist, dass viele Maßnahmen erst sehr spät umge-

setzt werden. Viele Hilfsleistungen wurden noch 

nicht ausgezahlt, obwohl die zusätzlichen Belas-

tungen bereits wirken. Zudem handelt es sich 
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überwiegend um einmalige oder befristete Maß-

nahmen, während die Preise auf Dauer erhöht 

bleiben werden. 

Im September 2022 kündigte die Ampel-Re-

gierung einen 200 Mrd. Euro schweren Abwehr-

schirm an. Der in der Pandemie geschaffene Wirt-

schaftsstabilisierungsfonds soll noch im laufenden 

Jahr zusätzlich 200 Mrd. Euro Kredite aufnehmen, 

um damit u.a. den Gaspreis deckeln zu können. So 

kann die Ampel die Energiepreiskrise mit großer 

Finanzkraft bekämpfen ohne 2023 gegen die 

Schuldenbremse zu verstoßen. Anschließend legte 

eine von der Bundesregierung beauftragte Kom-

mission konkrete Empfehlungen für einen Gas-

preisdeckel vor. Über die genaue Ausgestaltung 

und die Finanzierung gibt es noch keine Klarheit 

und Streit zwischen Bund und Ländern.  

Die Deckelung des Gaspreises bzw. der Ener-

giepreise war und ist eine zentrale gewerkschaft-

liche Forderung. Die Subventionierung eines 

Grundverbrauchs an Gas kann dafür sorgen, dass 

die Energierechnungen für viele Haushalte be-

zahlbar bleiben.  

Die Gaspreisbremse kann aufgrund eines not-

wendigen organisatorischen Vorlaufs bei den Ver-

sorgern erst im März in Kraft treten. Die Ampel 

hat in den letzten Monaten wertvolle Zeit verstrei-

chen lassen. Zur Überbrückung des Winters emp-

fiehlt die Kommission, dass der Staat die Dezem-

ber-Abschlagszahlung der Haushalte übernimmt. 

Ab März sollen dann 80 Prozent des Gasver-

brauchs des Vorjahres zu einem Gaspreis von 12 

Cent pro Kilowattstunde verfügbar gemacht wer-

den. Das ist immer noch doppelt so viel wie bis 

zum Jahr 2021. Für den restlichen Verbrauch müss-

ten die Haushalte dann den normalen Preis von 

zumeist über 20 Cent pro Kilowattstunde bezah-

len.  

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist die Überbrü-

ckungshilfe unzureichend, um Haushalten mit 

niedrigen und mittleren Einkommen über den 

Winter zu helfen. Hier müssen weitere Abschlag-

zahlungen übernommen werden. Doch damit 

nicht genug. Die vorgeschlagene Gaspreisbremse 

ist sozial nicht ausbalanciert. Sie unterscheidet 

nicht zwischen Villenbesitzern mit Pool und Sauna 

und Geringverdienern in einer Zweizimmerwoh-

nung. Beiden subventioniert der Staat 80 Prozent 

ihres Gasverbrauchs. Das reichste Zehntel ver-

braucht aber viermal mehr Energie als die unteren 

40 Prozent der 

Bevölkerung. 

Folglich be-

kommen reiche 

Haushalte mit 

der aktuell 

empfohlenen Gaspreisbremse viermal mehr Geld 

vom Staat als Haushalte mit geringem Einkom-

men. Diese soziale Schieflage der Gaspreisbremse 

muss nachgebessert werden.  

Aus ver.di-Sicht sollte eine Obergrenze für die 

Subventionierung des Gasverbrauchs reicher pri-

vater Haushalten festgelegt werden. Ferner sollte 

es für einen Grundverbrauch von 4.000 kWh einen 

nochmals abgesenkten Preis geben. Orientiert am 

Durchschnittspreis vor dem Beginn des Krieges, 

das sind 7 Cent pro kWh. Sollte eine Obergrenze 

» Die Gaspreisbremse un-
terscheidet nicht zwischen 
Villenbesitzern mit Pool 
und Sauna und Geringver-
dienern. 
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mangels verfügbarer Daten zur Haushaltsgröße 

und Einkommen nicht möglich sein, muss der sozi-

ale Ausgleich über eine Vermögensabgabe oder 

Vermögenssteuer nachträglich hergestellt wer-

den.  

Darüber hinaus brauchen wir jetzt analog zur 

Gaspreisbremse eine Strompreisbremse. Und für 

soziale Dienstleister wie Krankenhäuser, Pflege-

einrichtungen und Reha-Kliniken muss ein Hilfs-

fonds eingerichtet werden. Denn soziale Einrich-

tungen können den teureren Gaspreis nicht finan-

zieren und die Heizung abzudrehen ist keine Al-

ternative. 

Ausgleich der „kalten Pro-
gression“ 

Durch die stark erhöhte Inflationsrate ge-

winnt das Thema der „kalten Progression“ wieder 

besondere Bedeutung. Dabei geht es darum, dass 

Lohn- und Einkommensteuerpflichtige aufgrund 

ihrer steigenden nominalen Einkommen, also hö-

herer Eurobeträge, einen höheren Steuersatz zah-

len müssen. Ihre Steuerbelastung nimmt also zu, 

auch wenn ihr reales, preisbereinigtes Einkommen 

aufgrund der Inflation erheblich weniger, gar 

nicht gestiegen oder sogar gesunken ist. Gleich-

zeitig steigen die Einnahmen aus der Einkom-

mensteuer überproportional an. Um dieser „kal-

ten Progression“ entgegenzuwirken, werden re-

gelmäßig die Tarifverläufe der Einkommensteuer 

so verändert, dass diese Mehrbelastung ausgegli-

chen wird. Zugleich wird dabei das Kindergeld 

entsprechend erhöht. 

Die Bundesregierung hat nun auf Vorschlag 

von Finanzminister Lindner einen Entwurf für ein 

„Inflationsausgleichsgesetz“ vorgelegt, in dem es 

um nichts Anderes geht. Der Grundfreibetrag soll 

für 2023 um 285 Euro bzw. 2,8 Prozent auf 10.632 

Euro erhöht werden. Die anderen Tarifeckwerte 

sollen um 5,8 Prozent erhöht werden. 2024 soll 

dann der Grundfreibetrag um weitere 2,8 Prozent 

und die anderen Eckwerte um 2,5 Prozent erhöht 

werden. Nur die „Reichensteuer“ mit einem Satz 

von 45 Prozent soll unverändert bei 277.826 Euro 

einsetzen. Das Kindergeld soll für das erste und 

zweite Kind um monatlich 18 Euro erhöht werden, 

für das dritte Kind um 12 Euro. 

Dieser Tarifvorschlag entlastet Steuerpflich-

tige mit höheren Einkommen in Eurobeträgen 

mehr als doppelt so stark wie Personen mit Durch-

schnittseinkommen von 4000 Euro brutto im Mo-

nat, und Geringverdienende nur mit unter 100 

Euro, im Jahr. 

Weil die hohen Preissteigerungen die ärme-

ren Haushalte am stärksten belasten - besonders 

bei Energie und Lebensmitteln - fordert ver.di, die 

Steuersenkung diesmal auf die Erhöhung des 

Grundfreibe-

trags zu kon-

zentrieren 

und den Tarif 

unverändert 

zu lassen. 

Wenn das 

gleiche Entlastungsvolumen von gut zehn Milliar-

den Euro dafür verwendet würde, könnte der 

Grundfreibetrag im Jahr 2023 statt um nur 285 um 

über 1240 auf 11.589 Euro erhöht werden. Dann 

würden fast alle Personen – soweit sie überhaupt 

Einkommensteuer zahlen – um den gleichen Be-

trag von 236 Euro entlastet. Bei etwa 4000 Euro 

brutto im Monat wäre die Entlastung gleich hoch 

wie bei Lindner, bei höheren Einkommen dann 

niedriger. Diese Angaben beziehen sich auf den 

Singletarif, für Ehepaare sind jeweils die doppel-

ten Beträge anzusetzen. 

» Eine stärkere Erhöhung 
nur des Grundfreibetrags 
wäre für niedrige Einkom-
men und die Mehrzahl der 
Beschäftigten günstiger. 
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Noch erheblich günstiger für niedrige, mitt-

lere und auch überdurchschnittliche Einkommen 

sähen die Wirkungen einer Umsetzung des DGB-

Steuerkonzeptes von 2021 aus. Nur sehr hohe Ein-

kommen würden höher besteuert. Das Entlas-

tungsvolumen wäre ähnlich. Der Unterschied ist 

vor allem, dass eine Gegenfinanzierung der höhe-

ren Entlastungen durch einen höheren Spitzen-

steuersatz von 49 statt 42 Prozent erfolgt. Das 

scheitert aktuell am Widerstand der FDP. 

Tarifpolitische Gegenmaß-
nahmen 

Das beste Rezept gegen steigende Lebenshal-

tungskosten sind adäquate Lohn- und Gehaltszu-

wächse. 

Dabei geht es um lineare tabellenwirksame 

Lohnerhöhungen. Tarifliche Einmalzahlungen 

sind hingegen kein echter Ausgleich. Sie steigern 

die Einkommen lediglich im Jahr ihrer Zahlung 

und sind nicht tabellenwirksam. Selbst wenn die 

Inflationsrate zukünftig wieder sinkt – voraus-

sichtlich unter drei Prozent ab 2024 –, setzen pro-

zentuale Lohnsteigerungen in der nächsten Tarif-

ver.di INFO GRAFIK www.wipo.verdi.de | Quelle: Bundesfinanzministerium, eigene Berechnung

Alternativen zum Ausgleich der "kalten Progression"
Entlastung Single gegenüber Tarif 2022 in Euro im Jahr (ohne Soli)

90 116
172

251
351

471 478 478 478

236 236 236 236 236 236 236 236 236

392
445

543
633

712
779

577

-26

15.000 € 20.000 € 30.000 € 40.000 € 50.000 € 60.000 € 70.000 € 80.000 € 100.000 €

Lindner-Vorschlag 12% = 1242 € erhöhter Grundfreibetrag DGB-Vorschlag 2022

-1426
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runde auf einem niedrigeren Niveau auf. Die Be-

lastungen durch höhere Preise sind dauerhaft und 

können nur durch dauerhaft höhere Einkommen 

ausgeglichen werden. Insofern steht die Tarifpoli-

tik vor besonders großen Herausforderungen. 

 Darüber hinaus führen tabellenwirksame 

Lohnzuwächse zu dauerhaft höheren Renten und 

höheren Beitragseinnahmen der Sozialversiche-

rungen. Davon 

können dann 

höhere Renten 

und Ausgaben 

der Kranken- 

und Pflegever-

sicherung (u.a. für höhere Löhne im Gesundheits-

wesen und in der Altenpflege) bezahlt werden. 

Zudem führen höhere tabellenwirksame Lohnzu-

wächse zu dauerhaft höheren Lohn- und Einkom-

mensteuereinnahmen (die auch die Finanzierung 

der Tarifänderungen zum Ausgleich der kalten 

Progression ermöglichen).  

Positiver Nebeneffekt erhöhter Inflationsra-

ten und nominaler Einkommenssteigerungen ist, 

dass die Schuldenquote des Staates gesenkt und 

die anstehende Rückzahlung der Corona- und 

Bundeswehr-Verschuldung erleichtert wird. 

Ökonomisch steht höheren nominalen Lohn-

zuwächsen zur Reallohnsicherung also nichts ent-

gegen. Sie sind gesamtwirtschaftlich sinnvoll, um 

eine stabile Entwicklung der inländischen Nach-

frage sicherzustellen. Von einer Lohn-Preis-Spirale 

kann bisher keine Rede sein. Es wird aber schwie-

rig, Reallohnsicherung durch Tariferhöhungen 

» Das beste Rezept ge-
gen steigende Lebenshal-
tungskosten sind kräftige 
Lohn- und Gehaltszuwächse. 
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überall durchzusetzen, weil aktuell viele Unter-

nehmen unter den höheren Preisen für Energie 

und andere Rohstoffen sowie Vorprodukten lei-

den. 

Entscheidend ist die weitere Entwicklung der 

Rohstoff- bzw. Importpreise. Ein weiterer Preis-

schub durch Spekulation und die Mitnahme von 

Übergewinnen durch marktmächtige Unterneh-

men muss politisch verhindert werden. Dann wird 

die Inflationsrate auch bei kräftig erhöhten Löh-

nen im Verlauf der Jahre 2023 und 2024 wieder 

zurückgehen.  

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 

deutschen Wirtschaft wäre durch höhere Lohnzu-

wächse nicht gefährdet. Die deutsche Wirtschaft 

hat weiterhin hohe Exportüberüberschüsse, ob-

wohl sich diese durch die erhöhten Importpreise 

vermindert haben.  Die Herausforderungen der 

zukünftigen Standortsicherung liegen woanders - 

etwa in der Sicherung der Energieversorgung zu 

bezahlbaren Preisen.   

Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwick-

lung hat die politische Stärkung der Tarifpolitik 

eine besondere Bedeutung zu. Dazu gehört v.a. 

die Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeit 

von Tarifverträgen und ein Bundestariftreuege-

setz mit eindeutigen Regeln, die öffentliche Auf-

träge und Fördergelder nur für Unternehmen zu-

lassen, die nach Tarif bezahlen. 
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